
Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Als nächster hat das Wort der Abgeordnete Schröder.

Schröder für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will mich doch 
zu dem Antrag selber äußern. Der vorgelegte Änderungsantrag 
zum Antrag Der Liberalen unterscheidet sich von dem ur­
sprünglichen Antrag in dreifacher Hinsicht.

Erstens: Er sagt klar und ohne Umschweife - das hat der Herr 
Gysi dann auch richtig gemerkt worum es geht:

(Beifall bei der SPD) 

um den Modus der gesamtdeutschen Wahlen.

Zweitens: Er versucht den Bedenken des Herrn Ministerpräsi­
denten Rechnung zu tragen, die sich auf die Handlungsfähigkeit 
der Regierung beziehen, und die hier erteilte Schelte, daß im be­
sonderen die SPD kein Interesse daran hätte, daß der Einigungs­
vertrag ordentlich ausgehandelt wird, weisen wir zurück.

Drittens: Während der erste Teil dieses Antrages die Position 
der Liberalen und auch der SPD in der Frage des Wahlmodus for­
muliert, geht es uns im zweiten Teil um die Forderung, die nach 

. unserer Auffassung, wie sich ja nun zeigt, einigermaßen kon­
sensfähig sein muß, daß man endlich anfängt, gesamtdeutsch 
über die Fragen der Wahl zu reden.

Wir wissen selber natürlich, daß die Menschen in unserem 
Lande jetzt andere Sorgen haben und viele das nicht verstehen, 
daß die Frage jetzt Schlagzeilen macht und die Koalition auch in 
eine schwere Krise geführt hat. Obwohl uns viele aktuelle Pro­
bleme auf den Nägeln brennen, müssen wir aber auch diese Fra­
ge behandeln, wenn wir nicht so verfahren wollen, daß sie ein­
fach durch den Gang der Zeit entschieden wird, und dazu ist sie 
nun in der Tat zu wichtig.

Es geht in dem Streit, das ist ja nun auch bekannt, um Wahlter­
min, um Beitrittstermin, um Wahlgebiet und um Sperrklausel 
und letztlich immer um die Frage, wer wird im gesamtdeutschen 
Parlament vertreten sein. Wie das Parlament aussehen wird, ist 
auch kein Geheimnis.

An dieser Frage hat jede Partei zweifellos auch ihr Eigeninter­
esse, und es gibt für jede Partei eine Lösung, bei der sie besser als 
bei einer anderen abschneidet. Auch klar. Das einzige, was uns 
hier weiterführt, wenn wir nicht einfach eine Schlammschlacht 
der Verdächtigungen machen wollen, ist, daß wir nach Argu- 

__.^-menten und Gesichtspunkten suchen, die über die Parteigren­
zen hinweg konsensfähig und diskutabel sind.

(Beifall)

Es gibt für die Frage zwei Lösungen. Die eine Lösung, man 
läßt einfach Mehrheiten entscheiden. Dann könnten andere Koa­
litionen zustande kommen als die, die jetzt die Regierung trägt.

(Vereinzelt Beifall bei SPD)

Die zweite Möglichkeit, wir probieren es mal mit solchen Ar­
gumenten. Ich denke, wir können in dieser Angelegenheit zwei 
Argumente vortragen, die man doch, bitte, erst mal hören soll, 
ehe man sagt, das ist alles bloß Parteitaktik.

Erstens: Wenn wir wirklich ein gesamtdeutsches Parlament 
wählen wollen und den Namen ernst nehmen, dann müssen wir 
uns darum bemühen, soweit wie möglich die Gleichheitsbedin­
gungen für die Wähler und die Kandidaten herzustellen. Dazu 
würde eben gehören, daß das Mindestalter für aktives und passi­
ves Wahlrecht gleich ist in beiden Teilen, daß die Zahl der Stim­
men für ein Mandat, also die Wahlkreisgröße, gleich ist und daß 
die Zahl der Stimmen, die eine Partei braucht, um ins gesamt­
deutsche Parlament einzuziehen, ebenfalls gleich ist. Das letzte­
re ist das Problem der Sperrklausel.

Und nun will ich zweitens dazu sagen, ob Sperrklauseln über­
haupt sinnvoll sind oder nicht, ist eine Frage, die muß man disku­
tieren an der Frage, ob sie die Arbeitsfähigkeit des Parlaments 
verbessern oder verschlechtern, und da ist unser Standpunkt 
der, daß die Aufgabe des Parlaments vor allen Dingen die ist, 
kontinuierliche Mehrheiten, die eine Regierungspolitik tragen 
können, zu ermöglichen.

Ein Parlament, das aus vielen kleinen Gruppen besteht und in 
dem nur Koalitionen aus vielen Partnern gebildet werden kön­
nen, trägt keine stabile Regierung, sondern programmiert Re­
gierungskrisen.

(Beifall)

Deshalb ist einfach nicht wahr, daß Sperrklauseln undemokra­
tisch sind. Ich denke, darauf muß man sich über Parteiengren­
zen hinweg verständigen können.

Und nun bitte ich Sie, mal zu rechnen. Es wird gesagt, die CDU 
sagt, sie ist für eine 3 % -  oder 5 %-Sperrklausel DDR-weit mit dem 
Argument, daß so den Bewegungen des Herbstes Zugang zum 
gesamdeutschen Parlament verschafft werden soll. Wenn sie 
dieses Argument ernst nimmt, müßte sie aber für eine Null-Pro- 
zent-Sperrklausel DDR sein.

(Beifall bei der PDS)

Denn wenn wir mal voraussetzen, daß das Bündnis 90 unge­
fähr das Wahlergebnis der Volkskammerwahlen wieder hat, 
wenn wir das nur mal voraussetzen, dann würden sie bei 2,9 %  
sein und eine 3- oder 5 %-Sperrklausel würde ihnen nicht helfen. 
Nehmen wir aber auch mal an, es würde überhaupt Null-Pro­
zent-Sperrklausel in der DDR sein, was ergibt das für eine Ver­
tretung im Parlament? Bündnis 90/Grüne würden dann mit 5 
oder - wenn sie ihr Wahlergebnis verdoppeln - mit 10 Abgeord­
neten in einem Parlament von 640 Abgeordneten vertreten sein. 
Ich will hier nicht weitere Zahlen vorführen, sondern bitte nur 
zu bedenken, daß es sehr die Frage ist, ob eine solche Gruppe po­
litisch gestaltend in einem Parlament von 640 mitwirken kann.

(Unruhe im Saal)

Jawohl, natürlich ist das eine Frage.

(Zurufe!)

Ich wiederhole, daß die Frage von Sperrklauseln grundsätzlich 
und die Frage der Zusammensetzung eines Parlaments eine sein 
müßte, über die man sich über Parteigrenzen hinweg verständi­
gen müßte. Ich wiederhole das Argument: Es ist für die Aufgabe 
des Parlaments besser, wenn es größere Fraktionen gibt als viele 
Splittergruppen.

(Unruhe im Saal - Zurufe!)

Dies ist das Argument, das ich dafür einbringe, daß die Behaup­
tung, Sperrklauseln sind undemokratisch, noch einmal über­
prüft werden kann. Wir sind für eine Fünf-Prozent-Sperrklausel 
- gesamtdeutsch - das ist Ihnen bekannt. Wichtiger ist uns aber 
überhaupt, daß es zu einer ordentlichen Meinungsbildung in 
diesen Fragen kommt. Ich kann nicht akzeptieren, wenn hier be­
hauptet wird, die Fragen gehen das Parlament nichts an, wie 
Herr Gysi angedeutet hat. - Ich danke Ihnen.

(Zuruf von der PDS: Das hat er nicht gesagt!)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Die Fragebeantwortung jetzt? - Herr Abgeordneter Heuer bit­
te.

Prof. Dr. Heuer (PDS):

Ich habe zuerst die Frage, ob Sie diese Volkskammr für ar­
beitsfähig halten? - Ich meine, diese Volkskammer ist ohne
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